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Haltung zeigen 
statt Zurückhaltung üben!
Die Bildungspolitik der AfD-Fraktion in der Hamburger Bürgerschaft

Einer der bildungspolitischen 
Schwerpunkte der AfD Bür-
gerschaftsfraktion in Hamburg 
besteht in regelmäßigen Angrif-
fen auf die politische Bildung 
an Schulen und in dem immer 
wieder vorgetragenen Verdacht 
auf mutmaßliche Verstöße gegen 
die Verplichtung zur politischen 
Neutralität. Diese sieht die AfD 
gefährdet und wittert stattdessen 
„politische Indoktrinationen“, 
also die einseitige Beeinlussung 
der Schülerinnen und Schüler 
durch die Lehrkräfte.

Politische Neutralität an 
Schulen – was heißt das?

Beutelsbach, ein kleiner Ort 
im Schwäbischen. Hier wurden 
1976 die Grundlagen der politi-
schen Bildung für die Bundesre-
publik verabredet. Grundlagen, 
die für Schulbücher und Un-
terrichtsmaterialien gelten und 
die Grenze markieren zwischen 
politischer Bildung und Indok-
trination. Indoktrination aber ist 
unvereinbar mit der Rolle der 
Lehrkraft in einer demokrati-
schen Gesellschaft und der Ziel-
vorstellung von der Mündigkeit 
der Schüler_innen. Der Beutels-
bacher Konsens schreibt fest:

▪  Das Überwältigungsverbot. 
Demnach ist untersagt, Schü-
ler_innen und Schüler im Sin-
ne erwünschter Meinungen zu 
überrumpeln und damit an der 
Gewinnung eines selbständi-
gen Urteils zu hindern.

▪  Das Kontroversitätsgebot. Was 
in Wissenschaft und Politik 
kontrovers ist, muss auch im 
Unterricht kontrovers erschei-
nen.

▪  Das Gebot der Schülerorientie-
rung. Schülerinnen und Schü-
ler müssen in die Lage versetzt 

werden, eine politische Situati-
on und ihre eigene Interessen-
lage zu analysieren.
Rechtlich normiert ist dieser 

Konsens zur politischen Bildung 
an Schulen im Hamburgischen 
Schulgesetz (HmbSG), dem Bil-
dungsplan gymnasiale Oberstufe 
Politik/ Gesellschaft/ Wirtschaft 
sowie der sog. Geschäftsord-
nungsbestimmung Nr. 14 der 
BSB.

Im HmbSG wird als Aufgabe 
der Schule genannt, „die Schü-
lerinnen und Schüler zu befä-

Fredrik Dehnerdt auf der Demonstration gegen Rechtsradikalismus und 
rassistische Übergriffe in Chemnitz, gleichzeitig ein Protest gegen die 
Hamburger Anti-Merkel-Demonstrationen am 7.9.
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Boxer. Ein Schlag genügt.
Nach dem Totschlag von 

Chemnitz werden plötzlich dut-
zende von Demo-Videos der 
Rechten auf der facebook-Seite 
verbreitet. Sie zeigen Empö-
rung, Wut, Hass auf Stadtre-
gierung, Presse, Merkel, auf 
Gegendemonstrant_innen, auf 
Ausländer_innen, auf Menschen 
mit Migrationshintergrund. Ver-
breitet werden auch Bilder der 
letzten Hamburger Mittwochs-

(ehemals Montags)-Demonstra-
tion der Rechten, gegen die auch 
die GEW mobilisiert hat (siehe 
Rede in dieser hlz). Das „Chris“-
Video wird eingebaut und erfüllt 
wertvolle Dienste dabei, das 
Denken zu verwirren.

Achtung: Sie nehmen Fahrt 
auf, die Rassenprediger. Sie nut-
zen die Gunst der Stunde und 
steigern ihre Aktivitäten. Das 
Umfeld macht mit. Die AfD 
nimmt auch die GEW ins Visier. 

Was machen die staatlichen Stel-
len? In Bremen und Niedersach-
sen soll jetzt die AfD-Jugendor-
ganisation „Junge Alternative“ 
vom Verfassungsschutz beob-
achtet werden. Thüringen prüft. 
In Sachsen hat sich der Verfas-
sungsschutz bei der Verfolgung 
des NSU nicht mit Ruhm bekle-
ckert. Seehofer schwieg lange 
…. und … und …. und ….

WOLFGANG SVENSSON
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higen und ihre Bereitschaft zu 
stärken, an der Gestaltung einer 
der Humanität verplichteten de-
mokratischen Gesellschaft mit-
zuwirken und für ein friedliches 
Zusammenleben der Kulturen 
sowie für die Gleichheit und das 
Lebensrecht aller Menschen ein-
zutreten“. Im Bildungsplan wird 
auf den Beutelsbacher Konsens 
als Leitlinie verwiesen.

Die drei Grundprinzipien 
des Beutelsbacher Konsenses – 
Überwältigungsverbot, Kontro-
versitätsgebot, Schülerorientie-
rung – sind somit Grundlagen der 
Didaktik des Politikunterrichts. 
Die Lehrkräfte sind verplichtet, 
ihren Schülerinnen und Schülern 

keine Meinung aufzuzwingen 
und kontroverse Themen auch 
als solche darzustellen. Eine im 
Sinne des Konsenses verstande-
ne Neutralität heißt somit nicht 
Gleichgültigkeit, sondern fordert 
einen demokratischen, offenen 
Meinungsstreit, die Auseinan-
dersetzung mit verschiedenen 
Positionen sowie ein Eintreten 
für die Gleichheit aller Men-
schen ein. 

Hamburger Schüler_innen 
Opfer politischer Indoktri-
nation? AfD-Aktivitäten in 
Hamburg

Mittlerweile hat die AfD-Frak-
tion 24 schriftliche kleine und 
große Anfragen gestellt sowie 
zwei Dienstaufsichtsbeschwer-
den auf den Weg gebracht (alle 
Anfragen sind unter Eingabe 
der Drucksachennummer unter 
https://www.buergerschaft-hh.
de/parldok/ zu inden). Aus ihrer 
Sicht sei es in verschiedenen Fäl-
len zu Verstößen gegen die Ver-
plichtung zur politischen Neu-
tralität gekommen und sie führt 
LI-Veranstaltungen, verwende-
tes Schulmaterial, verschiedene 
Schülerinnen- und Schüler- so-
wie Schulaktivitäten an. 

Schroedel-Verlag und…
Die erste Anfrage der AfD un-

ter der Überschrift „Hamburger 
Schüler Opfer politischer In-
doktrination“ wurde am 10. Mai 
2016 gestellt und befasst sich 
mit Arbeitsblättern des Schro-
edel Schulbuchverlags. Die AfD 
kritisiert, dass in diesen Arbeits-
blättern Aussagen zur AfD ge-
troffen werden, die nicht zuträ-
fen, wie z.B. „Ausländer raus“. 
Unter Verweis auf den Beutels-
bacher Konsens wird gefordert, 
diese Materialien nicht mehr zu 
verwenden. In der Antwort des 
Senats wird erläutert, dass die 
Lehrkräfte vor dem Hintergrund 
ihrer pädagogischen Verantwor-
tung und im Rahmen der gelten-
den rechtlichen Vorgaben eigen-
ständig über die im Unterricht 
eingesetzten Lehr- und Lernmit-

tel entscheiden (Ds 21/4295). 
Diese Antwort reichte der AfD 
nicht aus, so dass sie zwei wei-
tere Anfragen nachschob. In der 
Beantwortung der ersten wird 
festgestellt, dass die monierten 
Arbeitsblätter die geforderten 
Grundsätze erfüllen, sofern das 
Thema im Unterricht kontrovers 
dargestellt wird (Ds 21/4426). 
Nun reichte die AfD eine Gro-
ße Anfrage ein und wollte per 
Schulabfrage wissen, an welchen 
Schulen die Arbeitsblätter des 
Schroedel-Verlages Verwendung 
inden. Dieser Anfrage kam der 
Senat nach mit dem Ergebnis, 
dass 46 der 147 allgemeinbil-
denden Schulen und zwölf der 
39 staatlichen berufsbildenden 
Schulen diese Materialen ver-
wendet haben. Dabei stellte der 
Senat erneut fest, dass die Schu-
len eigenverantwortlich über die 
eingesetzten Lehr- und Lernmit-
tel entscheiden (Ds 21/4760).

…GEW als Feindbilder
In einer weiteren Anfrage kri-

tisiert die AfD „Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit der 
AfD“ der Amadeu-Antonio-Stif-
tung, mit denen auch die GEW 
befasst war. Unter Verweis auf 
die sog. Geschäftsordnungsbe-
stimmung Nr. 14 der BSB, in der 
die Verplichtung zur Neutralität 
an Hamburger Schulen geregelt 
wird, moniert die AfD erneut, 
dass sie verunglimpft werde, 
da sie als „Problem“ bezeichnet 
wird. Wissen möchte sie, welche 
NICHT-[siehe zum „Nicht“ die 
Gegendarstellung und GEW-
Stellungnahme unten]-GEW-
Mitglieder an den Schulen an 
der Verbreitung dieser Broschüre 
beteiligt waren. Der Senat ant-
wortete, dass die Gewerkschafts-
zugehörigkeit keine Angabe 
ist, die sie verarbeiten darf (Ds 
21/4715). Als GEW haben wir 
damals deutlich gemacht, dass 
„die Auseinandersetzung mit 
rechtspopulistischen Organisati-
onen ein wichtiges Betätigungs-
feld gewerkschaftlicher Aktivi-
täten dar[stellt]. Als GEW rufen 

Hamburgisches Schulgesetz 
(HmbSG), §2 Bildungs- 
und Erziehungsauftrag der 
Schule

(1) Unterricht und Erziehung 
richten sich an den Werten des 
Grundgesetzes und der Verfas-
sung der Freien und Hansestadt 
Hamburg aus. Es ist Aufgabe 
der Schule, die Schülerinnen 
und Schüler zu befähigen und 
ihre Bereitschaft zu stärken,
▪  ihre Beziehungen zu anderen 

Menschen nach den Grund-
sätzen der Achtung und To-
leranz, der Gerechtigkeit und 
Solidarität sowie der Gleich-
berechtigung der Geschlech-
ter zu gestalten und

▪  Verantwortung für sich und 
andere zu übernehmen,

▪  an der Gestaltung einer der 
Humanität verplichteten de-
mokratischen Gesellschaft 
mitzuwirken und für ein 
friedliches Zusammenleben 
der Kulturen sowie für die 
Gleichheit und das Lebens-
recht aller Menschen einzu-
treten,

▪  das eigene körperliche und 
seelische Wohlbeinden eben-
so wie das der Mitmenschen 
wahren zu können und

▪  Mitverantwortung für die Er-
haltung und den Schutz der 
natürlichen Umwelt zu über-
nehmen.
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wir dazu auf, gegen alle Formen 
von Rassismus und Fremden-
hass entschieden Widerstand zu 
leisten.“ Im Gegensatz zur AfD 
sehen wir keinen Widerspruch 
zwischen den Ansprüchen auf 
Neutralität und antirassistischer 
Positionierung, sondern verste-
hen eben diese Position als Aus-
druck richtig verstandener politi-
scher Bildung.

Fortbildungs- und allgemeine 
Angebote des Landesinstituts 
für Lehrer_innenbildung (LI)

Ganze sieben Anfragen stell-
te die AfD zu einer angeblichen 
Schulung am LI zum Thema: 
„Wie die neue Rechte in die 
gesellschaftliche Mitte vorstößt 
– und was die Gesellschaft dage-
gen tun kann“. Sie kritisiert er-
neut, dass es zu einseitigen Agi-
tationen gegen sie gekommen 
sei und möchte wissen, wie der 
Senat dies bewertet. Der Senat 
stellt richtig, dass es sich um eine 
öffentliche Lesung gehandelt hat 
mit dem Ziel, demokratiepäd-
agogische Präventions- sowie 
Interventionsmöglichkeiten für 
den schulischen Bereich zu ent-
wickeln. Sie betont §2 HmbSG, 
nach dem die Schule die Aufgabe 
hat, Schülerinnen und Schüler zu 
befähigen, an der Gestaltung ei-
ner der Humanität verplichteten 
Gesellschaft mitzuwirken. Ge-
sellschaftliche Diskurse werden 
daher auch im LI thematisiert 
(Ds 21/6316). Weitere Anfragen 
zum Thema waren für die AfD 
so unbefriedigend, dass sie sogar 
eine Dienstaufsichtsbeschwer-
de gegen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des LI anstrengte, 
die nach Prüfung nicht weiter 
verfolgt wurde, da es zu keinen 
Verstößen gegen das Gebot der 
Neutralität gekommen war.

Aufstehen gegen Rassismus 
und Spenden für Geflüchtete? 
Von der AfD nicht erwünscht

In zwei weiteren Anfragen kri-
tisiert die AfD, dass an Schulen 
zu Schulranzen-Spenden für ge-
lüchtete Kinder und Jugendliche 

aufgerufen wird und bemängelt, 
dass Kinder hier unter Druck 
gesetzt würden, dieser Auffor-
derung Folge zu leisten. Sie 
möchte die Schulen wissen, an 
denen solche Aktivitäten laufen. 
Der Senat sieht hier einen Miss-
brauch des Fragerechts und lehnt 
es ab, sich die Unterstellungen 
des Fragestellers durch ein Ein-
gehen zu eigen zu machen (Ds 
21/7905). In einer weiteren An-
frage stellt der Senat fest, dass er 
Spendenaktionen an Schulen für 
sinnvoll hält, da hierdurch das 
gesellschaftliche Engagement 
von Schülerinnen und Schülern 
gestärkt wird (Ds 21/8884).

Im Fokus der AfD steht auch 
das Bündnis „Aufstehen gegen 
Rassismus“, das sich aus na-
heliegenden Gründen auch mit 

der AfD auseinandersetzt. Hier 
möchte die AfD vor dem Hinter-
grund des Beamtenstatusgeset-
zes wissen, ob Beamtinnen und 
Beamte dieses Bündnis aktiv 
unterstützen dürfen. Der Senat 
stellt fest, dass dies möglich ist, 
da auch Beamtinnen und Be-
amte den Schutz der Meinungs-
äußerungsfreiheit genießen (Ds 
21/10085).

Podiumsdiskussion an 
Schulen? Nur mit der AfD 
und ohne Kritik!

Mehrere Anfragen der AfD 
thematisieren den in der Ge-
schäftsordnungsbestimmung 14 
festgelegten Grundsatz, dass, 
wenn Vertreterinnen und Ver-
treter politischer Parteien im 
Rahmen des politischen Unter-

Geschäftsordnungsbestimmung Nr. 14 der Behörde für 
Schule und Berufsbildung betr. Politische Werbung in Dienst-
räumen

1.1 In den Diensträumen der Behörde für Schule und Berufsbil-
dung darf nicht für politische Parteien und Organisationen sowie 
für politische Vereinigungen und Verbände durch Wort, Schrift, 
Film- oder Tonveranstaltungen geworben werden. 

Dies gilt insbesondere für die Werbung durch Anschläge, Pla-
kate, das Auslegen oder Verteilen von Flugblättern, Handzetteln, 
Schriften oder Broschüren sowie die Werbung durch Vorträge, Dis-
kussionsveranstaltungen oder durch Besuche in den Diensträumen 
in Einzel- oder Gruppengesprächen.

[…]
2.1 Die nach Ziffer 1.1 nicht zulässige Werbung erstreckt sich 

insbesondere auch auf die Verteilung von Druckschriften, Flugblät-
tern oder Plakaten von politischen Parteien, Gewerkschaften und 
Verbänden, in welchen zu Aktivitäten aufgerufen wird, die die poli-
tische Neutralität der Schule und die Loyalität von Schulleitern und 
Lehrern in Frage stellen. 

2.2 Von dieser Anordnung werden nicht berührt 
– Einladungen von Schulen an Vertreter von politischen Parteien 

im Rahmen des politischen Unterrichts und Einladungen von Orga-
nen des Schulverfassungsgesetzes im Rahmen ihres Auftrages an 
Vertreter politischer Parteien, sofern sichergestellt ist, dass alle in 
der Bürgerschaft vertretenen Parteien gleichmäßig berücksichtigt 
werden, 

– Besuche von hamburgischen Abgeordneten des Bundestages 
und von Abgeordneten der Bürgerschaft und der Bezirksversamm-
lungen wie ihrer Ausschüsse nach vorheriger Anmeldung beim Lei-
ter der Schule, 

– Hinweise auf Veranstaltungen von Vereinigungen zur politi-
schen Bildung und von politischen Jugendorganisationen, wenn das 
Programm erkennen lässt, dass die Veranstaltung keine parteipoliti-
sche Tendenz verfolgt.
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richts an Schulen kommen, si-
chergestellt sein muss, dass alle 
in der Bürgerschaft vertretenen 
Parteien – also auch die AfD – 
berücksichtigt werden. Zugleich 
wird dort geregelt, dass Werbung 
von oder für Parteien an Schulen 
nicht zulässig ist.

So moniert die AfD eine 
Veranstaltung an der Heinrich-
Hertz-Schule, zu der nur ein 
CDU-Vertreter, nicht aber eine 
Vertretung der AfD eingeladen 
worden sei. Nach Rückfrage bei 
der Schulleitung antwortete der 
Senat, dass dieses Recht der AfD 
in der Tat zustehe und es sich um 
ein Versehen gehandelt habe (Ds 
9860 und Ds 21/10694). 

Ebenso kritisierte die AfD, 
dass bei einer Podiumsdiskus-
sion am Gymnasium Altona 

im Vorfeld der letzten Bürger-
schaftswahl zwar auch ein AfD-
Vertreter eingeladen wurde, 
Schülerinnen und Schüler jedoch 
einen Schriftzug „AfD verhin-
dern“ auf den Fußboden aufge-
tragen hätten. Der Senat antwor-
tete, dass dieser Schriftzug ent-
fernt wurde (Ds 10693). Analog 
hierzu beschwerte sich die AfD 
über Plakate mit der Aufschrift 
„F** AfD“, die bei einer Podi-
umsdiskussion am Gymnasium 
Allee im Vorfeld der letzten 
Bundestagswahl gezeigt wurden. 
Auch hier stellte der Senat fest, 
dass die Schülerinnen und Schü-
ler von den anwesenden Lehr-
kräften aufgefordert wurden, die 
Plakate herunterzunehmen und 
diese der Aufforderung gefolgt 
seien (Ds 21/10700).

Eine weitere Anfrage nutzte 
die AfD, um eine Lehrkraft an 
der Stadtteilschule Süderelbe 
zu kritisieren, die sich im Ge-
schichtsunterricht kritisch ge-
genüber der AfD geäußert habe. 
Hier antwortete der Senat, dass 
mit der Lehrkraft geredet wurde 
(Ds 21/12370).

Und noch eine weitere 
Dienstaufsichtsbeschwerde…

In den zwei frischesten Anfra-
gen der AfD vom Mai 2018 setzt 
sich die AfD mit Veranstaltungen 
an der Gewerbeschule für Bau-
technik G19 auseinander und 
moniert, dass versucht wurde, 
die Teilnahme eines AfD-Ver-
treters von Seiten der gesamten 
Lehrerkonferenz zu verhindern. 
Diese hatte beschlossen, die 
Veranstaltung besser ganz abzu-
sagen, als einem AfD-Vertreter 
die Möglichkeit der Teilnahme 
zu bieten und begründete dies 
mit dem Argument, dass „aus 
unserer Sicht Neutralität gegen-
über Pluralismus nicht möglich 
[sei], weil eine antidemokrati-
sche und rassistische Gesinnung 
unserem Bildungsauftrag […] 
widerspricht“. Hierzu stellte 
der Senat fest, dass dieser Be-
schluss rechtswidrig sei und die 
dienstliche Weisung erfolgte, 

die Veranstaltung durchführen 
zu lassen (Ds 21/12991). Ob die 
Behörde die Kompetenz besitzt, 
gegen den Willen der Lehrer-
konferenz eine Veranstaltung an 
einer Schule anzuordnen, ist aus 
Sicht der GEW juristisch nicht 
eindeutig geklärt. Zu diesem 
Vorgang stellte auch die Linke 
eine Anfrage und wollte wissen, 
inwiefern die Schulbehörde in 
diesem Fall die Autonomierechte 
der Schulen respektiert. Die Be-
hörde blieb bei ihrer Auffassung, 
dass die dienstliche Anweisung, 
die Veranstaltung durchfüh-
ren zu lassen, korrekt sei (Ds 
21/12878). 

Ebenfalls gegen die G19 rich-
tet sich eine Anfrage der AfD, 
in der ein „FCK AfD“-Schild 
bei einer politischen Diskussi-
onsveranstaltung kritisiert wird. 
Neben dem Hinweis, dass ein 
solches Banner nicht zulässig ist, 
weist der Senat darauf hin, dass 
es entfernt wurde (Ds 21/13136). 
Die AfD legte nach und reich-
te nun eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen den Schulleiter 
ein, die aktuell geprüft wird.

In einer Großen Anfrage vom 
Mai 2018 fasste die AfD die von 
ihr vermuteten Verstöße gegen 
die politische Neutralität zusam-
men. Neben einer chronologi-
schen Aulistung von zehn Fäl-
len verlangte sie eine Abfrage al-
ler Schulen und eine Aulistung 
aller Veranstaltungen, bei denen 
Parteienvertreterinnen und -ver-
treter anwesend waren. Somit 
waren alle Schulen aufgefordert, 
eine Liste dieser Veranstaltun-
gen zu erstellen, die der Antwort 
des Senats beigelegt wurde (Ds 
21/12825).

AfD-Online-Plattform
zur Meldung engagierter 
Lehrkräfte angekündigt

Die AfD fordert, wie darge-
stellt wurde, die Erfassung und 
Sanktionierung von vermuteten 
Verstößen gegen die Verplich-
tung zur politischen Neutrali-
tät an Schulen und hat vor den 
Sommerferien angekündigt, eine 

Bildungsplan gymnasiale 
Oberstufe Politik/ 
Gesellschaft/Wirtschaft: 
Didaktische Grundsätze

Leitlinie für den Unterricht 
im Fach PGW ist der Beutels-
bacher Konsens:
▪  Überwältigungsverbot – In-

doktrinationsverbot 
Lehrende dürfen Schülerinnen 
und Schülern nicht ihre Mei-
nung aufzwingen. Schülerin-
nen und Schüler sollen sich 
mithilfe des Unterrichtes eine 
eigenständige Meinung bilden 
können.
▪  Ausgewogenheit bzw. Kont-

roversitätsgebot
Der Lehrende muss ein The-
ma kontrovers darstellen und 
diskutieren, wenn es in Öf-
fentlichkeit, Politik und Wis-
senschaft kontrovers erscheint. 
Dazu gehört auch, homogen 
orientierte Lerngruppen gezielt 
mit Gegenpositionen zu kon-
frontieren.
▪  Schülerorientierung
Politische Bildung muss die 
Schülerinnen und Schüler in 
die Lage versetzen, die politi-
sche Situation der Gesellschaft 
und ihre eigene Position zu 
analysieren und daraus für sich 
Konsequenzen zu ziehen.
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Plattform einzurichten, auf der 
Verstöße gemeldet werden kön-
nen. Diese Plattform soll, so die 
Homepage der AfD-Fraktion, 
„Neutrale Schulen Hamburg“ 
(NeuSchuH) heißen und zum 
Schuljahr 2018/19 freigeschal-
tet werden. Auf dieser Plattform 
sollen Schülerinnen und Schüler 
Lehrkräfte melden, die durch 
„Hetze, Stimmungsmache und 
Falschbehauptungen“ gegenüber 
der AfD aufgefallen seien. 

Aus Sicht der GEW Hamburg 
ist dies ein falsches und gefähr-
liches Signal, vor dem die Lehr-
kräfte geschützt werden müssen. 
Die GEW sieht Lehrerbewer-
tungsportale grundsätzlich kri-
tisch. Besonders schlimm ist es, 
wenn auf Grundlage eines fal-
schen Verständnisses von politi-
scher Bildung zur Meldung von 
Lehrkräften aufgerufen wird. 
Eine weitere Grenze ist über-
schritten, wenn das Persönlich-
keitsrecht der Lehrkraft verletzt 
wird. Hiervon betroffene Lehr-
kräfte, die GEW-Mitglied sind, 
können sich an uns wenden und 
werden rechtlich beraten und un-
terstützt.

Die beschriebenen Aktivitäten 
der Hamburger AfD sind nicht 
der einzige Versuch, aktiv in die 
Bildungspolitik einzugreifen und 

Unterrichtsinhalte nach rechts zu 
rücken und Lehrkräfte zu diskre-
ditieren, wie in einer informa-
tiven Serie zur Bildungspolitik 
der AfD auch in den anderen 
Bundesländern dargestellt wird. 
(s. Verweis unten)

„Falsches Verständnis von 
politischer Neutralität“ – 
Einordung der AfD-
Aktivitäten vor dem
Hintergrund des Konsenses

Selbstverständlich achtet die 
GEW das Neutralitätsgebot an 
Schulen und erkennt an, dass 
z.B. zu schulischen Veranstal-
tungen zu Bürgerschaftswahlen 
alle im Parlament vertretenen 
Parteien eingeladen werden 
müssen. Die AfD offenbart je-
doch in ihren Anfragen in vielen 
Fällen ein falsches Verständnis 
von politischer Neutralität. So 
ist es selbstverständlich nicht 
nur erlaubt, sondern sogar aus-
drücklich erwünscht, kritisch zu 
diskutieren bis hin zu demons- 
trativen Aktivitäten, die ein 
wichtiger Teil gelebter Demo-
kratie sind. Kontroverse Diskus-
sionsveranstaltungen am LI, Un-
terrichtsmaterialien, die sich mit 
der Parteienlandschaft auseinan-
dersetzen, karikative Aktivitäten 
an Schulen sowie das Netzwerk 

Schule gegen Rassismus sind 
Möglichkeiten des konkreten 
zivilgesellschaftlichen Engage-
ments, das unsere Gesellschaft 
braucht. Wer solches mit Verweis 
auf das Gebot der Neutralität an 
Schulen ablehnt, hat Inhalte und 
Anspruch politischer Bildung 
nicht verstanden.

Die im Konsens beschriebene 

Beamtenstatusgesetz
(BeamtStG),
§33 Grundpflichten

(1) Beamtinnen und Beamte 
dienen dem ganzen Volk, nicht 
einer Partei. Sie haben ihre 
Aufgaben unparteiisch und ge-
recht zu erfüllen und ihr Amt 
zum Wohl der Allgemeinheit 
zu führen. Beamtinnen und 
Beamte müssen sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zu der 
freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes bekennen und 
für deren Erhaltung eintreten.

(2) Beamtinnen und Beamte 
haben bei politischer Betäti-
gung diejenige Mäßigung und 
Zurückhaltung zu wahren, die 
sich aus ihrer Stellung gegen-
über der Allgemeinheit und aus 
der Rücksicht auf die Plichten 
ihres Amtes ergibt.
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Neutralität heißt nicht Gleich-
gültigkeit, sondern fordert ei-
nen demokratischen, offenen 
Meinungsstreit und die Ausein-
andersetzung verschiedener 
Positionen ein. Was die AfD in 
vielen Fällen moniert, ist genau 
dieser demokratische, offene 
Meinungsstreit und die Ausein-
andersetzung verschiedener Po-
sitionen, die dem Neutralitätsge-
bot nicht entgegensteht, sondern 
dieses inhaltlich füllt und somit 
ein wichtiger Teil politischer 
Bildung ist. Die AfD versteht 
unter Neutralität, dass sie nicht 
kritisiert werden darf. Richtig 
verstandene Neutralität ruft dazu 
auf, als kontrovers empfundene 
Positionen der AfD zu benennen 
und sich mit ihnen auseinander-
zusetzen – wie mit jeder anderen 
Partei auch. Dass sie sich in ei-
nigen wenigen Fällen zu Recht 
beschwert, heißt nicht, dass ihr 
eigenes Verständnis politischer 
Bildung mit den anerkannten 
Grundsätzen übereinstimmt. 

Fazit: Die AfD will den Kon-
sens nicht stärken, sondern ins-
trumentalisiert ihn und will ihn 
lieber heute als morgen aufkün-
digen. Mit dieser Auffassung ist 
die GEW nicht allein.

Aus Sicht der Frankfurter 
Rundschau instrumentalisiert die 
AfD das Neutralitätsgebot und 
unterliegt dem Missverständ-
nis, „als würde eine Lehrkraft 
sozusagen zum politischen Eu-
nuchentum und zum Verzicht auf 
eigene Stellungnahme und Wer-
tung verurteilt sein. […]

Wenn die AfD […] wieder und 
wieder von ‚Verstößen gegen die 
Verplichtung zur politischen 
Neutralität‘ und vom ‚Gebot der 
politischen Neutralität‘ redet, 
dann meint sie damit, dass es 
Lehrkräften verboten sein müss-
te, ihre AfD-ablehnende Haltung 
klar auszusprechen. Diese rigide 
Maulkorb-Position ist symp-
tomatisch für die AfD. Es lässt 
sich annehmen, dass die AfD – 
einmal in der Regierung, etwa 
in einem Bundesland – alles 
daran setzen würde, dass in den 

dortigen Schulen auch nicht die 
kleinste Krittelei ihr gegenüber 
vorkommt. […]

Die viel beschworene wehrbe-
reite Demokratie lebt also auch 
und gerade von Lehrkräften, die 
sich von Androhungen der AfD, 
anschwärzende Meldeplattfor-
men einzurichten, nicht abhalten 
lassen, Demokratie schützenden 
(Politik-)Unterricht zu halten. 
Fast möchte man den Schulbe-
hörden den Rat geben, diejeni-
gen Pädagogen als zivilcoura-
giert und sich für demokratische 
Werte einsetzend auszuzeichnen, 
die es auf diese Denunziations-
Listen geschafft haben“ (Frank-
furter Rundschau, 16.6.2018).

Auch die Süddeutsche Zeitung 
setzt sich kritisch mit der AfD-
Bildungspolitik auseinander 
und stellt fest, dass die AfD mit 
ihrem Verhalten „das Neutrali-

tätsgebot, auf das sie sich vor-
geblich beruft [, pervertiert]. Ja, 
Lehrer sind in Deutschland zur 
Überparteilichkeit verplichtet. 
Das heißt aber nicht, dass sie ihre 
Haltung im Lehrerzimmer abge-
ben müssen. Sie dürfen, ja sie 
sollen ihre Schüler ermutigen, 
sich kritisch mit den Positionen 
aller politischen Parteien zu be-
schäftigen, zu diskutieren, zu 
hinterfragen. Wenn die AfD für 
eine solche Auseinandersetzung 
besonders viel Anlass bietet, 
dann ist das ihr Problem, nicht 
das der Lehrer. […]

Die Schulen in Deutschland 
sollten sich von der AfD nicht 
einschüchtern lassen, sondern im 
Gegenteil ihre Bemühungen um 
politische Bildung noch verstär-
ken. Dazu gehört selbstverständ-
lich eine kritische Auseinander-
setzung mit der AfD, ob das der 
Partei passt oder nicht. Damit 
Lehrer dies leisten können, brau-
chen sie aber die Rückendeckung 
der jeweiligen Landesregierun-
gen. Sie müssen sicherstellen, 
dass es der AfD nicht gelingt, 
das Klassenzimmer zu einem 
Ort des gegenseitigen Misstrau-
ens zu machen“ (Süddeutsche 
Zeitung, 7.6.2018).

Auch die ZEIT kritisiert, dass 
die AfD einerseits für sich Re-
defreiheit einfordert, sie in der 
Schule aber einschränken will. 
„Zwischen Haltung und Zu-
rückhaltung abzuwägen ist für 

Lehrer in Deutschland nicht neu. 
Neu ist, dass sich eine Partei 
diese Gratwanderung politisch 
zunutze macht. Und zwar aus-
gerechnet jene Partei, die ihre 
politische Sprengkraft daraus 
schöpft, die Grenzen des öf-
fentlich Sagbaren immer wieder 
auszutesten und auszudehnen. 
Die AfD verkehrt auf dem bil-
dungspolitischen Feld ihr eige-
nes Programm: Ihr Argument der 
grenzenlosen Redefreiheit soll 
ausgerechnet in deutschen Klas-
senzimmern beschränkt werden“ 
(ZEIT, 20.6.2018).
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Zu dem Artikel von Fre-
drik Dehnerdt und der Gegen-
darstellung der AfD ist eine 
Pressemitteilung erschienen. 
Zu inden ist sie unter https://
www.gew-hamburg.de/the-
men/bildungspolitik/afd-ham-
burg-greift-gew-hamburg-an 
als pdf-Datei (Anhang).

Bremische Schulbehörde 
verteidigt die Kolleg_innen

Wie von Seiten der zustän-
digen Behörde auf solche AfD-
Versuche bestenfalls reagiert 
wird, zeigt der Fall einer Lehr-
kraft aus Bremen. Diesem wird 
von der AfD vorgeworfen, ein 
fremdenfeindliches Statement 
eines AfD-Lokalpolitikers im 
Unterricht thematisiert zu haben, 
woraufhin sie von der Schul-
behörde eine dienstrechtliche 
Überprüfung des besagten Leh-
rers verlangte. Einerseits prüft 
nun die Schulbehörde diese Be-
schwerde, andererseits positio-
nierte sich der Bremische Senat 
in einer Fragestunde der Bürger-
schaft deutlich: „Wenn das Ins-
trument der Dienstaufsichtsbe-
schwerde missbraucht wird, um 
Einluss auf die […] Unterrichts-
gestaltung zu nehmen oder Lehr-
kräfte einzuschüchtern, sieht der 
Senat dies sehr kritisch.“ Die 
Senatorin „begrüßt ausdrücklich 
das Engagement der Lehrkräf-
te, sich […] sowohl im Unter-
richt als auch in Projekten (z.B. 
„Demokratisch Handeln“ oder 
„Dem Hass keine Chance“) ge-
gen Fremdenfeindlichkeit und 
für Toleranz und eine demokra-
tische, fürsorgliche und weltof-
fene Gesellschaft einzusetzen. 
Vor diesem Hintergrund wird sie 
in größtmöglichem Umfang von 
Verleumdung betroffene Lehr-
kräfte schützen“ (Bremische 
Bürgerschaft, Ds 19/12.06.2018, 
Nr. 20). Das sind erfreulich klare 
und deutliche Worte aus Bremen, 
die wir uns auch in Hamburg von 
Behördenseite wünschen und er-
warten. 

Politische Bildung und 
engagierte Lehrkräfte stärken

Zwar missversteht die AfD 
Inhalte und Anspruch der poli-
tischen Bildung, aber dennoch 
hat ihr permanentes Vertreten 
eines falschen Verständnisses 
Auswirkungen auf die Praxis an 
Schulen.

Wie reagiert die GEW auf die 
veränderte politische Lage? Un-

sere Antwort lautet: verstärkte 
Aufklärung und auch Aktion. 
Beim Freiburger Gewerkschafts-
tag im Mai 2017 hat die GEW 
festgestellt, dass AfD und GEW 
sich diametral entgegenstehen: 
„Wir ermutigen unsere Mitglie-
der, sich als wichtiger Teil der 
Zivilgesellschaft aktiv und offen 
gegen Demokratiefeindlichkeit, 
Antifeminismus und Rassismus 
zu positionieren, sich mit ihrer 
Stimme an Kundgebungen und 
Demonstrationen zu beteiligen 
und dort Gesicht für eine vielfäl-
tige, solidarische und offene Ge-
sellschaft zu zeigen“ (Beschluss 
vom Gewerkschaftstag im Mai 
2017).

Zweck und Aufgabe der GEW 
ist unter anderem der Ausbau und 
die interkulturelle Öffnung der in 
den Diensten von Erziehung und 
Wissenschaft stehenden Einrich-
tungen sowie die Verhinderung 
und Beseitigung von Diskrimi-
nierung. Vor diesem Hintergrund 
stellt die Auseinandersetzung 
mit rechtspopulistischen Orga-
nisationen ein wichtiges Betä-
tigungsfeld gewerkschaftlicher 
Aktivitäten dar. Als GEW rufen 
wir dazu auf, gegen alle Formen 
von Rassismus und Fremdenhass 
entschieden Widerstand zu leis-
ten. 

Rechtspopulistische Grup-
pierungen wie die AfD vertre-
ten nicht nur eine reaktionäre 
Politik und bedienen in ihrem 
politischen Handeln gefährliche 
Ressentiments, sie stehen auch 
programmatisch sämtlichen 
Zielen und Aufgaben der GEW 
diametral entgegen. Bildungs-
politisch heißt das: Wir stehen 
für Inklusion und Integration, 
die AfD dagegen für Exklusion 
und Abschiebung. Das müssen 
wir deutlich machen. Gegenüber 
Gruppierungen, die die Gleich-
heit aller Menschen bestreiten, 
muss ganz klar Gegenposition 
bezogen werden. Das ist Auf-
gabe der Gewerkschaften, also 
auch der GEW.

Verbieten will die AfD, was 
ihr nicht gefällt und beruft sich 

fälschlicherweise auf Grundsät-
ze der politischen Bildung an 
Schulen. Im Sinne dieser poli-
tischen Bildung müssen enga-
gierte Lehrkräfte gestärkt statt 
verächtlich gemacht werden. Die 
GEW steht hinter den Kollegin-
nen und Kollegen, die tagtäglich 
Schülerinnen und Schülern po-
litische Bildung vermitteln und 
somit eine zentrale Stütze unse-
rer Demokratie sind.

Die Aktivitäten der AfD zum 
Thema sind nicht zuletzt Aus-
druck der politischen Kräftever-
hältnisse in der Bürgerschaft, in 
der nun mal eine rechtspopulisti-
sche Partei sitzt. Das müssen wir 
ertragen und uns dafür einsetzen, 
dass diese Rechtspopulisten aus 
dem Parlament gewählt werden.

FREDRIK DEHNERDT,

stellvertretender Vorsitzender

GEW Hamburg

Gegendarstellung
Auf der Internetseite www.

gew-hamburg.de wird unter der 
Überschrift “Haltung zeigen 
statt Zurückhaltung üben!” über 
eine Anfrage der AfD-Fraktion 
betreffend “Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit der AfD 
der Amadeu-Antonio-Stiftung, 
die auch von der GEW verbreitet 
wird”, berichtet: “Wissen möch-
te sie, welche GEW-Mitglieder 
an den Schulen an der Verbrei-
tung dieser Broschüre betei-
ligt waren”.Dies ist unrichtig. 
Richtig ist, dass die AfD-Frak-
tion nicht wissen wollte, welche 
GEW-Mitglieder an einer Ver-
breitung beteiligt waren.

Hamburg, den 28.8.2018
AfD-Fraktion in der Hambur-

gischen Bürgerschaft vertreten 
durch Dr. Alexander Wolf


